
SATZUNG für Tennisclub Blankenbach e.V.
vom 14.03.2014

§ 1 NAME, SITZ UND GESCHÄFTSJAHR

1. Der Verein führt den Namen: Tennis Club Blankenbach e.V.
und hat seinen Sitz in: 63825 Blankenbach, Lärchenweg
Er wurde am 8. Mai 1978 gegründet und ist im Vereinsregister beim Amtsgericht Aschaffenburg
unter der Nummer VR 172 eingetragen.

2. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 2 ZWECK UND GEMEINNÜTZIGKEIT

1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des
Abschnitts "steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. Zweck des Vereins ist die
Förderung des Sports.

2. Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch:
a) die Abhaltung von geordneten Sport- und Spielübungen im Tennis
b) die Durchführung von sportlichen Veranstaltungen, Versammlungen, Vorträgen und Kursen
c) Ausbildung und Einsatz von sachgemäß ausgebildeten Übungsleiter/innen.
d) Instandhaltung der Sportanlagen und des Vereinsheimes sowie der Spiel- und Sportgeräte

3. Der Verein ist selbstlos tätig. Er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

4. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden. Die
Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.

5. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind oder durch
unverhältnismäßige hohe Vergütungen begünstigt werden.

6. Der Verein ist politisch und konfessionell neutral.

§ 3 MITGLIEDSCHAFT IN DEN VERBÄNDEN

Der Verein ist Mitglied im:
a) Bayerischen Landessportverband e.V.
b) BTV e.V.



§ 4 MITGLIEDSCHAFT

1. Mitglied kann jeder werden, der schriftlich beim Vorstand Aufnahme beantragt.
Über die Aufnahme entscheidet der Vorstand. Lehnt dieser den Aufnahmeantrag ab,
so steht dem Betroffenen die Berufung an den Vereinsausschuss zu. Dieser entscheidet
endgültig.

Der Verein führt als Mitglieder:
1) ordentliche Mitglieder (ab dem 18. Lebensjahr), unterteilt in Aktive und Passive
2) Kinder (bis inkl. 13 Jahre)
3) Jugendliche (14-17 Jahre)
4) Ehrenmitglieder

2. Die Mitgliedschaft endet:
a) durch Austritt, der nur schriftlich für den Schluss eines Kalenderjahres zulässig und ohne

Frist möglich ist.
b) durch Tod.
c) durch Ausschluss, wenn ein Mitglied 7 Monate mit der Entrichtung der Vereinsbeiträge in

Verzug ist und trotz erfolgter schriftlicher Mahnung diese Rückstände nicht bezahlt oder
sonstige finanzielle Verpflichtungen dem Verein gegenüber nicht erfüllt.

d) durch Ausschluss:
 bei vereinsschädigendem Verhalten,
 bei Verstoß in erheblicher Weise gegen den Vereinszweck und
 bei groben und wiederholten Verstößen gegen die Vereinssatzung

3. Über den Ausschluss entscheidet 2/3 Mehrheit der Vereinsausschuss. Dem Mitglied ist vorher
Gelegenheit zur Äußerung zu geben. Gegen den Beschluss des Vereinsausschusses ist
innerhalb vier Wochen nach seiner Bekanntgabe die schriftliche Anrufung der
Mitgliederversammlung zulässig. Diese entscheidet ebenfalls mit 2/3 Mehrheit auf ihrer
ordentlichen Versammlung, sofern vorher keine außerordentliche Mitgliederversammlung
stattfindet.
Wenn es die Interessen des Vereins gebieten, kann der Vereinsausschuss seinen Beschluss
schon vor Rechtswirksamkeit für vorläufig vollziehbar erklären.
Die Wiederaufnahme eines ausgeschlossenen Mitglieds ist frühestens nach Ablauf eines Jahres
möglich. Über den Antrag entscheidet das Organ, das letztlich über den Ausschluss
entschieden hat.

4. Ein Mitglied kann aus den gleichen wie unter 2.d genannten Gründen durch einen Verweis oder
durch eine Geldbuße bis zum Betrag von 100.- € und/oder mit einer Sperre von  längstens
einem Jahr an der Teilnahme an sportlichen oder sonstigen Veranstaltungen des Vereins oder
der Verbände, welchen der Verein angehört, gemaßregelt werden.

5. Gegen diese Maßregeln ist ein Rechtsmittel ausgeschlossen.

6. Alle Beschlüsse sind dem betroffenen Vereinsmitglied mittels eingeschriebenen Brief
zuzustellen.

7. Mit dem Ausscheiden aus dem Verein erlöschen alle Rechte und Pflichten gegenüber dem
Verein.

8. Es ist ein Mitgliedsbeitrag zu zahlen. Art, Höhe und Fälligkeit legt die Mitgliederversammlung
fest.



§ 5 ORGANE DES VEREINS

Die Organe des Vereins sind:
a) die Mitgliederversammlung
b) die Vorstandschaft
c) der Vereinsausschuss

§ 6 MITGLIEDERVERSAMMLUNG

1. Die Mitgliederversammlung wird durch den Vorstand einberufen und findet einmal im
Kalenderjahr statt

2. Die Einladung zu allen Mitgliederversammlungen erfolgt in schriftlicher Form, auch per E-Mail,
durch den Vorstand unter Bekanntgabe der Tagesordnung.

3. Die Einladung zu einer Mitgliederversammlung hat spätestens zwei Wochen vorher schriftlich zu
erfolgen.

4. Die Tagesordnung soll enthalten:
a) Bericht des Vorstands
b) Entlastung des Vorstands
c) Bericht des Kassiers
d) Bericht der Kassenprüfer
e) Entlastung des Kassiers
f) Bericht des Sportwartes
g) Bericht des Jugendwartes
h) Anträge
i) Verschiedenes

5. Der Vorsitzende oder sein Vertreter leiten die Versammlung.

6. Über die Versammlung hat der Schriftführer eine Niederschrift aufzunehmen, die vom Leiter der
Versammlung und vom Schriftführer zu unterzeichnen ist. Die gefassten Beschlüsse sind
wörtlich in die Niederschrift aufzunehmen.

7. Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder
beschlussfähig.

8. Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst (Enthaltungen
zählen nicht mit)

9. Satzungsänderungen können nur mit 2/3 Stimmenmehrheit beschlossen werden. Über die
Auflösung des Vereins beschließt die Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit von 3/4 der
abgegebenen Stimmen.

10. Wahlberechtigt und wählbar sind alle Mitglieder, die am Tage der Versammlung das 16.
Lebensjahr vollendet haben.

11. Die Versammlung beschließt über den Vereinsbeitrag, die Entlastung des Vorstandes, die Wahl
des Vorstandes, die Entlastung und Wahl der Vereinsausschussbeiräte, über
Satzungsänderungen sowie über alle Punkte, die Gegenstand der Tagesordnung sind.

12. Die Mitgliederversammlung bestimmt jeweils für zwei Jahre einen zweiköpfigen
Prüfungsausschuss, der die Kassenprüfung übernimmt und der Versammlung Bericht erstattet.



13. Die Mitgliederversammlung kann eine Finanz-, Ehrengerichts- und eine Jugendordnung mit
einfacher Stimmenmehrheit beschließen.

14. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist auf Verlangen von 1/5 aller Mitglieder oder auf
Beschluss des Vereinsausschusses einzuberufen.

§ 7 DIE VORSTANDSCHAFT

1. Die Vorstandschaft besteht aus:
a) drei, mindestens zwei, gleichberechtigten Vorständen, die jeweils den Aufgabenbereich

untereinander aufteilen
b) dem Kassier
c) dem Schriftführer

2. Die Vorstandschaft beschließt über die Verteilung einzelner Aufgaben.

3. Die drei (zwei) gleichberechtigten Vorstände beschließen für jede Wahlperiode den
Vorsitzenden, der den Verein allein vertreten soll. Die beiden anderen Vorstände vertreten
gemeinsam den Verein.
Einer dieser beiden Vorstände kann den Verein gemeinsam mit dem Kassier oder dem
Schriftführer vertreten. Diese Regelung trifft auch für den Fall zu, wenn nur zwei
gleichberechtigte Vorstände gewählt sind. Alle aufgeführten Vertretungen für den Verein treten
gerichtlich und außergerichtlich im Sinne des § 26 BGB auf.

4. Im Innenverhältnis zum Verein gilt, das die aufgeführten Vertretungen, für den allein
vertretenden Vorstand, nur im Falle dessen Verhinderung zur Vertretung berechtigt sind.

5. Die Wahl des Vorstandes erfolgt für 2 Jahre. Der Vorstand bleibt bis zur Neuwahl eines anderen
Vorstandes im Amt.

6. Beim Ausscheiden von einzelnen Vorstandsmitgliedern kann sich die Vorstandschaft bis zur
nächsten Mitgliederversammlung durch Vorstandsbeschluss aus der Reihe der Mitglieder
ergänzen.

7. Der Vorstand führt die einfachen Geschäfte der laufenden Verwaltung selbständig. Er darf im
Übrigen Geschäfte bis zum Betrage von 1.500.- EURO im Einzelfall, ausgenommen
Grundstücksgeschäfte jeglicher Art einschließlich der Aufnahme von Belastungen, ausführen.
Im Übrigen bedarf der Vorstand der vorherigen Zustimmung des Vereinsausschusses oder,
wenn dieser eine Entscheidung ablehnt, der vorherigen Zustimmung der
Mitgliederversammlung.

8. Eine Vorstandssitzung kann von jedem Vorstandsmitglied einberufen werden. Einer vorherigen
Mitteilung des Beschlussgegenstandes bedarf es nicht.

9. Der Vorstand gibt sich eine Geschäftsordnung.

10. Der Vorstand kann für seine Tätigkeit eine angemessene Vergütung erhalten.

11. Über die Sitzung des Vorstandes ist eine Niederschrift aufzunehmen und vom Sitzungsleiter
sowie einem Schriftführer zu unterzeichnen.



§ 8 VEREINSAUSSCHUSS

1. Der Vereinsausschuss besteht aus:
a) den Vorstandsmitgliedern
b) den Beiräten

2. Die Beiräte sind:
a) Sportwart
b) Jugendwart
c) Bauausschuss
d) Beirat zum Vorstand
e) Vergnügungsausschuss

oder deren Stellvertreter von a bis e

3. Die Aufgaben des Vereinsausschusses liegen in der ständigen Mitwirkung bei der Führung der
Geschäfte durch den Vorstand. Dem Vereinsausschuss stehen insbesondere die Rechte
nach § 4.1 und §§ 10.3 und 4 dieser Satzung zu.

4. Dem Vereinsausschuss oder dessen Mitgliedern können durch den Vorstand weitergehende
Aufgaben zugewiesen werden. Im Übrigen nimmt er die Aufgaben wahr, für die kein anderes
Vereinsorgan ausdrücklich bestimmt ist.

5. Der Vereinsausschuss kann von den unter 1a und b genannten Mitgliedern einberufen werden.

6. Die Mitglieder des Vereinsausschusses können zur Vorstandssitzung geladen werden. Ein
Stimmrecht steht ihnen nicht zu.

7. Der Vereinsausschusses kann für die im Verein betriebenen Sportarten und notwendigen
Aufgaben Abteilungen oder Beiräte bilden.
Der Vereinsausschuss erlässt eine Spielordnung, die für alle Mitglieder bindend ist.
Die Abteilungen können kein eigenes Vermögen bilden.

8. Über die Sitzung des Vereinsausschusses ist eine Niederschrift aufzunehmen und vom
Sitzungsleiter sowie einem Schriftführer zu unterzeichnen.

§ 9 VERWENDUNG DER EINNAHMEN

1. Alle Einnahmen ( Mitgliedsbeiträge, Spenden, Zuschüsse und etwaige Gewinne) dürfen nur zur
Erreichung des satzungsgemäßen Zweckes verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine
Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Mitglied auch keine sonstigen Zuwendungen aus den
Mitteln des Vereins. Ausscheidende Mitglieder haben keinerlei Ansprüche auf das
Vereinsvermögen. Es darf keine Person durch Verwaltungsausgaben, die den Zwecken des
Vereins fremd sind oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen, begünstigt werden.



§ 10 VERGÜTUNG FÜR DIE VEREINSTÄTIGKEIT ( EHRENAMTSGESETZ vom 15.10.2007)

1. Die Vereinsämter werden grundsätzlich ehrenamtlich ausgeübt.

2. Bei Bedarf können Vereinsämter ( nur Vorstandsmitglieder ) im Rahmen der
haushaltsrechtlichen Möglichkeiten entgeltlich auf der Grundlage eines Dienstvertrages oder
gegen Zahlung einer Aufwandsentschädigung nach § 3 Nr. 26a EStG ausgeübt werden.

3. Die Entscheidung über eine entgeltliche Vereinstätigkeit nach Abs.2 trifft der Vereinsausschuss.
Gleiches gilt für die Vertragsinhalte und die Vertragsbeendigung.

4. Der Vereinsausschuss ist ermächtigt, Tätigkeiten für den Verein gegen Zahlung einer
angemessenen Vergütung oder Aufwandsentschädigung zu beauftragen. Maßgebend ist die
Haushaltslage des Vereins.

§ 11 AUFLÖSUNGSBESTIMMUNG

1. Für den Beschluss, den Verein aufzulösen, ist eine 3/4-Mehrheit der in der
Mitgliederversammlung anwesenden Mitglieder erforderlich. Der Beschluss kann nur nach
rechtzeitiger Ankündigung in der Einladung zur Mitgliederversammlung gefasst werden.

2. In der gleichen Versammlung haben die Mitglieder die Liquidatoren zu bestellen, die dann die
laufenden Geschäfte abzuwickeln und das vorhandene Vereinsinventar auszulösen haben.

3. Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall der steuerbegünstigten Zwecke fällt das Vermögen
des Vereins an die Gemeinde 63825 Blankenbach, die es unmittelbar und ausschließlich für
gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke zu verwenden hat.

§ 12 HAFTUNG DES VEREINS

1. Ehrenamtlich Tätige und Amtsträger, deren Vergütung 500,- € im Jahr nicht übersteigt, haften
für Schäden gegenüber den Mitgliedern und gegenüber dem Verein, die sie in Erfüllung ihrer
ehrenamtlichen Tätigkeit verursachen, nur für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit.

2. Der Verein haftet gegenüber den Mitgliedern im Innenverhältnis nicht für fahrlässig verursachte
Schäden, die Mitglieder bei der Ausübung des Sports, bei Benutzung von Anlagen oder
Einrichtungen des Vereins oder bei Vereinsveranstaltungen erleiden, soweit solche Schäden
nicht durch Versicherungen des Vereins abgedeckt sind.

§ 13 VEREINSJUGEND

1. Die Jugend des Vereins ist die Gemeinschaft aller Mitglieder bis zur Vollendung des 18.
Lebensjahres.

2. Organe der Vereinsjugend sind:
a) der Jugendwart und
b) die Jugendversammlung

3. Der oder die Jugendwart(e) ist(sind) Mitglied im Vereinsausschuss.
Die Organe der Vereinsjugend können eine Jugendordnung beschließen. Die Jugendordnung
darf der Vereinssatzung nicht widersprechen. Im Zweifelsfall gelten die Regelungen der
Satzung.



§ 14 DATENSCHUTZ IM VEREIN

1. Zur Erfüllung der Zwecke des Vereins werden unter Beachtung der gesetzl. Vorgaben des
Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) personenbezogene Daten über persönliche und sachliche
Verhältnisse der Mitglieder im Verein gespeichert, übermittelt und verändert.

2. Jedes Vereinsmitglied hat das Recht auf:
a) Auskunft über die zu seiner Person gespeicherten Daten
b) Berichtigung über die zu seiner Person gespeicherten Daten, wenn sie unrichtig sind
c) Sperrung der zu seiner Person gespeicherten Daten, wenn sich bei behaupteten Fehlern

weder deren Richtigkeit noch deren Unrichtigkeit feststellen lässt
d) Löschung der zu seiner Person gespeicherten Daten, wenn die Speicherung unzulässig war.

3. Den Organen des Vereins, allen Mitarbeitern oder sonst für den Verein Tätigen ist es untersagt,
personenbezogene Daten unbefugt zu anderen als dem jeweiligen der Aufgabenerfüllung
gehörenden Zweck zu verarbeiten, bekannt zu geben, Dritten zugänglich zu machen oder sonst
zu nutzen. Diese Pflicht steht auch über das Ausscheiden der oben genannten Personen aus
dem Verein hinaus.

§ 15 GÜLTIGKEIT DIESER SATZUNG

1. Diese Satzung wurde durch die Mitgliederversammlung am 14.03.2014 beschlossen.

2. Diese Satzung tritt mit Eintragung in das Vereinsregister in Kraft.

3. Alle bisherigen Satzungen treten zu diesem Zeitpunkt außer Kraft.

Blankenbach, 14.03.2013


